
Bericht aus Berlin 
20. Juni 2018  

„die gemeinsame Abschlusserklärung der G7 wird per 
Twitter aufgekündigt, was in persönlichen Gesprächen 
unter Regierungschefs vereinbart war, ist nach ein 
paar Worten auf einem Kurznachrichtendienst obso-
let. Ich weiß kaum, was mehr betroffen macht: Der 
offene Vertrauensbruch, nach dem eine Vereinbarung 
offenkundig das Papier nicht wert ist, auf dem sie ge-
schrieben wurde. Oder der eklatante Mangel an Um-
gangsformen der – insbesondere auf dem diplomati-
schen Parkett - schlicht und einfach bespiellos ist. An-
gela Merkels eingestandene „Ernüchterung“ nach die-
sem Vorfall dürfte wohl als Meilenstein des politischen 
Understatements in die Geschichtsbücher eingehen. 
Doch auf Flegelhaftigkeit mit ruhiger Selbstbeherr-
schung und Vernunft zu reagieren, ist hier genau der 
richtige Ansatz. Wenn der amerikanische Präsident ein 
seit 40 Jahren bewährtes Format wie die G7 bewusst 
demontiert, müssen neue Wege gefunden werden. Die 
über Jahrzehnte gewachsenen freundschaftlichen Be-
ziehungen zwischen Deutschland und den USA sind zu 
kostbar, um sie durch persönliche Befindlichkeiten 
einzelner aufs Spiel zu setzen. Ich bin überzeugt, dass 
ein großer Teil der amerikanischen Politiker - und der 
amerikanischen Bevölkerung - ähnlich denkt. Wenn 
die Vertrauensbasis unter Regierungschefs bröckelt, 
müssen wir auf anderer Ebene die Hand ausstrecken. 
Über den Atlantik hinweg gibt es von Parlament zu 
Parlament viele gewachsene Beziehungen und neue 
Anknüpfungspunkte. Diese politische Arbeitsebene 
könnte nun eine neue Bedeutung erhalten, wenn es 
darum geht, die freundschaftlichen Beziehungen zwi-
schen Deutschland und den USA vor weiterem Scha-
den zu bewahren. 

Die Anhebung der Obergrenze für die staatliche Partei-
enfinanzierung von 165 auf 190 Millionen pro Jahr 
dürfte in den vergangenen Tagen manche Diskussion 
vor Ort befeuert haben. Doch erleben wir hier wirklich 
die oft beschworene Selbstbedienungs-Mentalität der 
Politik? Ich gebe zu bedenken: Neue Medien und Kom-
munikationskanäle stellen neue Anforderungen an die 
Parteien, das haben nicht zuletzt die hochprofessionel-
le Anti-TTIP-Kampagne und das wirkmächtig  
ag(it)ierende AFD-Medienzentrum eindrucksvoll ge-
zeigt. Selbst vom kleinen Ortsverband werden heute 
neben Wahlkampfstand und Handzettel ganz selbst-
verständlich Homepage und Facebook-Auftritt erwar-
tet. Das alles kostet – zumal wenn es datenschutzkon-
form sein soll – nicht nur viel Arbeit, sondern auch 
Geld. So gesehen, halte ich diese Investition in die poli-
tische Willensbildung für vertretbar, zumal der Gesetz-
geber ein wichtiges Korrektiv einzieht. Der staatliche 
Teil darf die Hälfte der Gesamteinnahmen einer Partei 
nicht überschreiten. Ausschlaggebend für die Partei-
kasse bleiben damit Mitglieder, Beiträge, Spenden, 
kurz: eine solide politische Basis. 

In der vergangenen Woche ist unerwartet und völlig 
ohne Not und Stil die unionsinterne Debatte über den 
Umgang mit Asyl und Migration eskaliert. Auslöser war 
einer von insgesamt 63 Punkten des Masterplans von 
Bundesinnenminister Horst Seehofer, den die Kanzle-
rin so nicht mittragen wollte oder konnte. Bei den üb-
rigen 62 Punkten, wie z.B. der Einrichtung von Anker-
zentren, in denen Flüchtlinge von der Ankunft bis zur 
Anerkennung oder Abschiebung verbleiben, um so  
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die Asylverfahren zu beschleunigen, bzw. bei der weit-
gehenden Umstellung von Geld- auf Sachleistungen 
für Flüchtlinge, besteht hingegen Einigkeit. Einzig die 
vom Bundesinnenminister geplanten Zurückweisungen 
von Flüchtlingen an den deutschen Grenzen, die schon 
in einem anderen EU-Land Asyl beantragt haben, sind 
strittig. 

CDU und CSU haben sich nunmehr in einem Akt der 
Vernunft zu einer Zwei-Wochen-Stillhalte-Frist durch-
gerungen. Die Bundeskanzlerin wird in dieser Zeit ver-
suchen, mit den Regierungen anderer Staaten der Eu-
ropäischen Union bilaterale Vereinbarungen zu 
treffen. Ziel ist es, die o.g. Personengruppe an den 
deutschen Grenzen geordnet zurückweisen zu können. 
Diesen Ansatz, europäische bzw. bilaterale Lösungen 
vorrangig vor nationalen Lösungen anzustreben, halte 
ich für richtig. Allerdings müssen diese auch zeitnah 
umsetzbar sein. Sollten europäische Lösungen nach 
nunmehr bald drei Jahren der Diskussion nicht gefun-
den werden, dürfen wir nationales Handeln nicht län-
ger ausschließen. 

Diese Kontroverse zeigt auch, dass wir nach wie vor 
Transitzentren an der deutschen Grenze brauchen. 
Diese wären nichts anderes als Transitbereiche an 
Flughäfen - nur eben an der Landgrenze. Zurückwei-
sungen an der Grenze würden dadurch entbehrlich, 
weil ein Aufenthalt in einem Transitzentrum für die 
Dauer des Asylverfahrens nicht als Einreise in die Bun-
desrepublik gilt. Am Ende des Verfahrens würde bei 
abschlägiger Entscheidung die Einreise versagt. Eine 
aufwändige und in der Praxis selten funktionierende 
aufenthaltsbeendigende Maßnahme (Ausweisung/
Abschiebung) entfiele, eine Rückführung könnte bin-
nen weniger Tage in Abstimmung mit dem jeweiligen 
Zielland erfolgen. Bisher scheiterte diese vernünftige 
Idee leider am Widerstand der Sozialdemokraten. 

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den ich 
Ihnen und Euch in der Anlage übersende, geht der 
Fraktionsvorsitzende Volker Kauder, MdB, auf folgen-
de Themen ein: 

 Trotz des G 7 - Eklats kühlen Kopf bewahren und 
entschlossen handeln. 

 Amtlicher Rückruf der Diesel-Fahrzeuge angemes-
sen. 

 Parteien angemessen staatlich teilfinanzieren. 
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Bericht des Vorsitzenden 

zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

am 12. Juni 2018 

19. WP/14 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Trotz des G 7 - Eklats kühlen Kopf bewahren und entschlossen handeln. 

Es ist ein beispielsloser Vorgang, dass Präsident Trump nachträglich seine Zu-

stimmung zur G7-Abschlusserklärung zurückgezogen hat. Unsere Ernüchte-

rung ist groß, da die G7 ein seit über 40 Jahren bewährtes Gesprächsformat 

sind. Mit diesem unerwarteten Schritt hat der US-Präsident der wertebasierten 

Zusammenarbeit der führenden westlichen Wirtschaftsnationen einen 

schweren Schlag versetzt.  

Wir erleben nicht nur im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten eine Zeiten-

wende. Zu Recht hatte die Bundeskanzlerin schon im vergangenen Jahr gesagt, 

dass die Zeiten, in denen wir uns auf andere völlig verlassen konnten, ein 

Stück weit vorbei sind. Wenn es noch eines Weckrufes für Europa bedurft 

hätte, dann ist er jetzt erklungen. Die Europäer müssen ihr Schicksal außen- 

als auch sicherheitspolitisch endlich in die eigenen Hände nehmen. Unsere 

Fraktion ist dazu bereit. 

Trotz des Verhaltens von Präsident Trump bleibt Deutschland enger Partner 

und Verbündeter der USA. Wir wissen, dass eine überparteiliche Mehrheit im 

Kongress und Senat sowie vor allem in der US-Bevölkerung genauso empfin-

det. Daher ist es jetzt wichtig, dass Deutschland und Europa die vorhandenen 

Kontakte und die Zusammenarbeit mit dem Kongress und Senat ausbauen 
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und verstärken. Unser Ziel ist es, sie davon zu überzeugen, dass der Westen 

die weltweiten Herausforderungen besser geeint als gespalten bewältigen 

kann. 

Amtlicher Rückruf der Diesel-Fahrzeuge angemessen. 
 

Mit der Anordnung eines Rückrufs von 238.000 Mercedes wegen unzulässiger 

Abschalteinrichtungen hat Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer deutlich 

gemacht, dass der Bund bei der Durchsetzung der Gesetzeslage keine Abstri-

che macht. Er hat bei seinem Vorgehen unsere volle Unterstützung. Daimler 

ist so wie die deutsche Automobilindustrie insgesamt dazu aufgerufen, alle 

Zweifel an ihren Produkten durch Transparenz in der Zusammenarbeit mit 

den Behörden auszuräumen. Wir können nicht zulassen, dass durch unange-

messene Abschalteinrichtungen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 

den Diesel weiter beschädigt wird. 

 

Parteien angemessen staatlich teilfinanzieren. 

Die politischen Parteien leisten nach unserer Verfassungsordnung einen we-

sentlichen Beitrag zur politischen Willensbildung der Bürgerinnen und Bür-

ger. Die Parteien haben in den vergangenen fast 70 Jahren wesentlich zum Er-

folg und zur Stabilität der Bundesrepublik beigetragen. Noch nie in unserer 

Geschichte hatten wir ein besseres politisches System, daran dürfen wir mit 

Fug und Recht erinnern. 

Die Rahmenbedingungen für die Aufgabenerfüllung haben sich für die Par-

teien allerdings in den letzten Jahren erheblich verändert. Das gilt vor allem 

für die Auswirkungen der Digitalisierung auf den Prozess der politischen Wil-

lensbildung. Ohne hohe Einstiegs- und Betriebsinvestitionen ist die politische 

Interaktion in einem völlig veränderten medialen Umfeld mit sozialen Me-

dien und ständig zu aktualisierenden Internetauftritten nicht leistbar. Hinzu 

kommt die Herausforderung, kommunikativen Angriffen durch gezielte Des-

information zu begegnen. Gleichzeitig entsteht erhöhter Aufwand durch in-

nerparteiliche Partizipationsinstrumente ebenso wie erhöhte Transparenz- 

und Rechenschaftsanforderungen an Parteien.  

Damit die Parteien weiterhin ihrem Verfassungsauftrag nachkommen kön-

nen, heben wir die Obergrenze staatlicher Zuschüsse für alle Parteien zusam-

men von bisher rund 165 Millionen Euro auf 190 Millionen Euro jährlich an. 

Weitere Anpassungen erfolgen wie bisher nach dem Preisindex. Dabei gilt 

weiter der Grundsatz, dass der Anteil der staatlichen Parteienfinanzierung die 

Hälfte der Gesamteinnahmen einer Partei nicht überschreiten darf. Parteien 

müssen frei und unabhängig vom Staat sein. Dazu sollen sie sich dauerhaft 
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um die Unterstützung von Bürgern, Unternehmen und gesellschaftlichen 

Gruppen bemühen. Gerade in einer Zeit, in der demokratische Strukturen viel-

seitig unter Druck geraten, sollten wir unsere Parteien selbstbewusst darin un-

terstützen, mit den neuen Herausforderungen auch finanziell Schritt halten 

zu können. 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur Einführung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage. 

Es ist geplant, in zweiter und dritter Lesung die Einführung des neuen Rechts-

schutzinstruments der Musterfeststellungsklage, die im Koalitionsvertrag ver-

einbart wurde, zu verabschieden. Sie unterstützt Verbraucher dabei, ihre 

Rechte gegenüber Unternehmen besser durchsetzen zu können. Die neue Kla-

geart ist für den Verbraucher insbesondere bei standardisierten Massenge-

schäften mit geringerem Schadensvolumen interessant. Zukünftig können 

dazu berechtigte Verbraucherschutzverbände bei einer Mindestzahl betroffe-

ner Verbraucher in einem Klageverfahren das Vorliegen oder Nichtvorliegen 

anspruchsbegründender bzw. anspruchsausschließender Voraussetzungen 

feststellen lassen. Eine Bindungswirkung entfaltet sich für diejenigen Ver-

braucher, die sich hierfür in einem Klageregister anmelden. Diese Regelung 

soll zum 1. November 2018 in Kraft treten.  

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an EUNA-

VFOR MED Operation SOPHIA. Die EU-Operation SOPHIA ist ein wichtiger 

Teil der europäischen Gesamtstrategie zur Bekämpfung krimineller Aktivitä-

ten der Menschenschleuser im Mittelmeer. Der Einsatz unserer Soldaten er-

gänzt die Bemühungen der Bundesregierung, die Länder entlang der Flucht- 

und Migrationsrouten zu unterstützen. Damit sollen der Schutz und die 

Grundversorgung von Flüchtlingen und Migranten verbessert, die Rückkehr in 

die Herkunftsländer gefördert sowie die Perspektiven der Menschen in ihren 

jeweiligen Heimatländern gestärkt werden. Wir stimmen daher dem Antrag 

der Bundesregierung auf Verlängerung des Mandats bei unveränderter perso-

neller Obergrenze von 950 Soldaten bis 30. Juni 2019 zu. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

„United Nations Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL) auf Grundlage der 
Resolution 1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und 

Folgeresolutionen, zuletzt Resolution 2373 (2017) vom 30. August 2017. 

Der Nahe Osten ist weiterhin politisch äußerst fragil und instabil. Die Kämpfe 

in Syrien wirken in den Libanon hinein und die Aufnahme von etwa zwei Mil-

lionen Flüchtlingen stellt das Land vor große Herausforderungen. Wir und un-

sere internationalen Partner haben ein strategisches Interesse an dauerhaftem 
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Frieden und Stabilität in der gesamten Region. Deshalb stimmen wir dem An-

trag der Bundesregierung zur Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der 

Mission der Vereinten Nationen im Libanon bei unveränderter Mandatsober-

grenze von 300 Soldaten bis zum 30. Juni 2019 zu. Schwerpunkt des deut-

schen Engagements bleibt der Fähigkeitsaufbau der libanesischen Marine.  

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der internationalen Sicher-

heitspräsenz in Kosovo (KFOR) auf der Grundlage der Resolution 1244 

(1999) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 10. Juni 1999. 

Dem Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung der deutschen Beteiligung 

an der internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo stimmen wir zu. Die zu-

letzt geltende Mandatsobergrenze von 800 einsetzbaren Soldaten wird beibe-

halten. Das Bundestagsmandat für die Beteiligung an KFOR ist grundsätzlich 

nicht befristet, eine konstitutive Befassung erfolgt alle zwölf Monate, wenn 

dies der Wunsch einer Fraktion ist. Zur Aufrechterhaltung eines sicheren und 

stabilen Umfelds im Kosovo und der gesamten Region sowie zur Sicherstel-

lung der Bewegungsfreiheit insbesondere im kosovo-serbisch dominierten Nor-

den ist die internationale Truppenpräsenz weiterhin erforderlich. Ferner leis-

ten wir hierüber auch einen Beitrag zum umfangreichen europäischen Enga-

gement zur Stärkung der Rechtstaatlichkeit im Kosovo. 

Gesetz zur Verlängerung befristeter Regelungen im Arbeitsförderungs-

recht und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 über den barrie-

refreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentli-

chen Stellen. Wir verabschieden die Verlängerung verschiedener befristeter 

Regelungen des SGB III und setzen eine EU-Richtlinie zur Barrierefreiheit um. 

Wir verlängern insbesondere die assistierte Ausbildung um zwei Ausbildungs-

jahrgänge, die Sonderregelungen zur Eingliederung von Ausländern mit Auf-

enthaltsgestattung für die Ausbildungsförderung jeweils um ein Jahr, das Sai-

sonkurzarbeitergeld im Gerüstbauerhandwerk bis zum 31. März 2021 und die 

verkürzte Anwartschaftszeit auf Arbeitslosengeld für überwiegend kurzfristig 

Beschäftigte bis zum 31. Juli 2021. Außerdem wird die EU-Richtlinie zur Barri-

erefreiheit im Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) in nationales Recht 

umgesetzt. Dabei werden der Anwendungsbereich des BGG auf barrierefreie 

Informationstechnik öffentlicher Stellen des Bundes ausgeweitet und die Re-

gelungen für Internet und Intranet zur Barrierefreiheit an die Richtlinie ange-

glichen. Zur Beobachtung der Umsetzung richten wir eine Überwachungs-

stelle bei der Bundesfachstelle Barrierefreiheit ein. 

Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes und anderer Gesetze. In zwei-

ter und dritter Lesung beschließen wir wie oben dargestellt eine Änderung des 

Parteiengesetzes und anderer Gesetze, mit der das jährliche Gesamtvolumen 

der staatlichen Mittel, das allen Parteien insgesamt ausgezahlt werden darf 
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(absolute Obergrenze), von derzeit 165 auf 190 Millionen Euro ab dem Jahr 

2019 angehoben wird. An der Koppelung der absoluten Obergrenze an den ge-

mäß § 18 Abs. 2 ParteienG jährlich festgestellten Preisindex der für eine Partei 

typischen Ausgaben wird festgehalten. Zudem werden Staatsleistungen für 

Wahlkreisbewerber nach § 49 b Bundeswahlgesetz (Einzelbewerber) und für 

politische Vereinigungen nach § 28 des Europawahlgesetzes angehoben und 

an künftige Anhebungen der Höhe der Parteienfinanzierung gekoppelt. Die 

Steigerung der finanziellen Mittel trägt dazu bei, den Parteien auch in Zukunft 

die Erfüllung der in der Verfassung verankerten Aufgaben bei der politischen 

Willensbildung im Sinne der freiheitlich demokratischen Grundordnung ef-

fektiv zu ermöglichen.  

Gesetz zur Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzbe-

rechtigten (Familiennachzugsneuregelungsgesetz). In zweiter und dritter 

Lesung beschließen wir eine Neuregelung des Familiennachzugs. Damit 

schaffen wir insbesondere Klarheit bei den Voraussetzungen und Ausschluss-

gründen für eine angemessene und sachgerechte Begrenzung des Nachzugs. 

Ab dem 1. August 2018 wird nur noch höchstens 1.000 Personen pro Monat 

aus humanitären Gründen der Nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten ge-

währt. Bei der Bestimmung der nachziehenden Familien werden zukünftig 

das Kindeswohl und Integrationsaspekte besonders berücksichtigt. Ausge-

schlossen wird der Familiennachzug in der Regel dann sein, wenn die Ehe erst 

während bzw. nach der Flucht geschlossen wurde, der in Deutschland aufhäl-

tige Ausländer schwerwiegende Straftaten begangen hat oder seine Ausreise 

kurzfristig zu erwarten ist. Zudem schließen wir mit diesem Gesetzesentwurf 

eindeutig den Familiennachzug zu Gefährdern – zu deutschen wie auch zu al-

len ausländischen Gefährdern unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus – 

grundsätzlich aus.  

III. Daten und Fakten 

Deutsche Wirtschaft macht Fortschritte in der Digitalisierung. Die meis-

ten deutschen Unternehmen zeigen eine große Offenheit gegenüber der Digi-

talisierung und stellen sich auf die veränderten Marktbedingungen ein. So se-

hen laut einer Umfrage des Digitalverbands Bitkom 9 von 10 Unternehmen (89 

Prozent) die Digitalisierung eher als Chance für das eigene Unternehmen, nur 

acht Prozent nehmen sie überwiegend als Risiko wahr. Zudem haben mittler-

weile 78 Prozent der Unternehmen eine Digitalstrategie (2017: 68 Prozent). 

Die zunehmende Verbreitung von Digitalstrategien führt auch dazu, dass Un-

ternehmen ihre Produktpalette anpassen. So nehmen 37 Prozent als Folge der 

Digitalisierung Produkte und Dienstleistungen vom Markt, 63 Prozent passen 
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ihr bestehendes Portfolio an. Fast jedes zweite Unternehmen (48 Prozent) bie-

tet als Reaktion auf die Digitalisierung neue Produkte und Dienstleistungen 

an, vor einem Jahr waren es nur 44 Prozent. 

(Quelle: Bitkom)  

Jeder Fünfte setzt sich ehrenamtlich für Bildung ein. In Deutschland enga-

gieren sich mittlerweile etwa 16 Millionen Menschen in 297.000 gemeinnüt-

zigen Organisationen ehrenamtlich im Bereich Bildung. Dies entspricht einem 

Anstieg von fünf Prozentpunkten innerhalb der letzten fünf Jahre. Neben den 

rund 280.000 Vereinen gibt es annähernd 10.000 aktive Bildungsstiftungen, 

deren Anzahl in der Vergangenheit ebenfalls stark gewachsen ist. Damit ist 

Bildung das zweitwichtigste Feld ehrenamtlichen Engagements in Deutsch-

land nach dem Sportbereich. Die meisten Kooperationen zwischen Vereinen 

und Stiftungen mit klassischen Bildungsakteuren findet der Studie des Stifter-

verbands zufolge im schulischen Rahmen statt. In anderen Kontexten wie le-

benslangem Lernen werden Vereine und Stiftungen bisher eher selten berück-

sichtigt.  

(Quelle: Stifterverband) 

 


